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2. Gemeinderatssitzung 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
aufgenommen am 10.12.2015 um 18.00 Uhr im Sitzungszimmer der Gemeinde Rosenau/Hp. über 
die öffentliche Gemeinderatssitzung. 
 
Anwesende: 
Bürgermeister Peter Auerbach  
 
die Gemeinderatsmitglieder: 
Vizebgm. Maria Benedetter 
Daniela Auerbach 
Wolfgang Eibl 
Ing. Anton Santner 
Wolfgang Benedetter 
Matthias Immitzer 
Irmgard Gansterer 
Matthias Berger 
Ing. Jürgen Steinbichler  
Daniel Huemer 
Leopoldine Sanglhuber 
Katharina Nachbagauer 
 
 
Schriftführer: Adolf Sölkner  
 
Zuhörer: keine 
Fa. LEDITION: Gerhard Buttinger und Daniel Lepuschitz 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die von ihm einberufene 
Gemeinderatssitzung. Er stellt fest, dass laut vorliegendem Zustellnachweis alle 
Gemeinderatsmitglieder rechtzeitig und unter Bekanntgabe der Tagesordnung nachweislich geladen 
wurden. Die Gemeinderatssitzung wurde mit Tagesordnung am 30. November 2015 an der 
Gemeindeamtstafel kundgemacht. Der erschienene Gemeinderat zählt 13 Mitglieder und die 
Beschlussfähigkeit ist gegeben. Weiters gibt der Vorsitzende bekannt, dass die Verhandlungsschrift 
über die letzte Sitzung vom 05.11.2015 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im 
Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung noch aufliegt und gegen diese 
Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. Bevor der 
Vorsitzende mit der Tagesordnung beginnt, erläutert er, dass der 13. Tagesordnungspunkt 
„RUNDWANDERWEG Wurbauerkogel, Beteiligung der Gemeinde Rosenau/Hp., 
Grundsatzbeschlussfassung“ von der Tagesordnung genommen werden muss und die 
Grundsatzbeschlussfassung verschoben werden sollte, da es noch keine Finanzierungszusagen für 
das Vorhaben gibt. Auch einen Dringlichkeitsantrag „Antrag auf Änderung der Widmungsgrenze auf 
dem Grundstück Nr. 46 der Fam. Brinek (Dorfgebietswidmung)“ möchte er einbringen und lässt daher 
über eine Behandlung unter Punkt Allfälliges abstimmen.  
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Die Abstimmung ergibt Einstimmigkeit  zur Behandlung des Gegenstandes unter „Allfälliges“. 
Danach leitet der Vorsitzende auf die Tagesordnung über. 
 

 

 

T a g e s o r d n u n g 
 
1. Projektpräsentation Fa. LEDITION – Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED-Lampen, 

Grundsatzbeschlussfassung 
2. Orientierungs- und Leitsystem „Rosenau am Hengstpaß“ samt Hausnummerierung, 

Grundsatzbeschlussfassung 
3. Prüfbericht Prüfungsausschuss vom 01.12.2015, Vorlage im Gemeinderat 
4. Festsetzung der Steuerhebesätze für das Finanzjahr 2016: 

a) Grundsteuer A + B, Hundeabgabe 
b) Müllgebühren ab 01.01.2016 
c) Gebühren der Kanalgebührenordnung ab 01.01.2016 
d) Gebühren der Wassergebührenordnung ab 01.01.2016 

5. Voranschlag 2016, Beschlussfassungen: 
a) Mittelfristiger Finanzplan der Jahre 2016-2020 
b) Festsetzung Dienstpostenplan 
c) Voranschlag für das Finanzjahr 2016, Ordentlicher Haushalt, Außerordentlicher Haushalt, 

Bericht über die Vorprüfung durch die Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems 
d) Festsetzung Kassenkredithöchstbetrag (1/4 der Ordentlichen Einnahmen) 
e) Festsetzung des Betrages ab dem die Abweichungen zum Voranschlag zu begründen 

sind 
6. Beratung und Beschlussfassung über eine Verlängerung des bestehenden Kassenkreditvertrages 
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mit der Sparkasse Oberösterreich 

7. Kassenkreditvertrag mit der Sparkasse OÖ, inhaltliche Beschlussfassung 
8. Geschäftsordnung für Kollegialorgane der Gemeinde Rosenau/Hp., Beschlussfassung 
9. Löschwasserbehälter für die Mühlreithsiedlung – Grundsatzbeschlussfassung 
10. Beschlussfassung „Winterdienst auf GEHSTEIG“, Räumung und Streuung durch Gemeinde 

(Gehsteigverlängerungen westliches und östliches Ortsende) 
11. Gesellschafterbeschluss der touristischen Freizeiteinrichtungen Pyhrn-Priel GmbH, 

Geschäftsführerbestellungen, Beschlussfassung 
12. Wildbach- und Lawinenverbauung, voraussichtliches Jahresarbeitsprogramm 2016, Information für 

den Gemeinderat 
13. RUNDWANDERWEG WURBAUERKOGEL, Beteiligung der Gemeinde Rosenau/Hp., 

Grundsatzbeschlussfassung 
14. Subventionsansuchen des ASVÖ Sportverein Rosenau-Edlbach um Unterstützung für das FJ 2015, 

Beschlussfassung 
15. Sitzungskalender für den Gemeinderat 2016 
16. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
17. Bericht des Bürgermeisters 
18. Allfälliges 

 

Beschlüsse: 

1. Projektpräsentation Fa. LEDITION – Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED-
Lampen, Grundsatzbeschlussfassung 

Zwecks der Projektpräsentation zur Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED-Lampen hat Bgm. 
Auerbach, wie innerhalb des Bauausschusses vereinbart, die Vertreter der Fa. LEDITION, Herrn 
Gerhard Buttinger und Daniel Lepuschitz eingeladen. Bgm. begrüßt die beiden Vertreter der Firma 
und ersucht um ihre Präsentation, die per BEAMER auf die Leinwand projektiert wird. 
Daniel Lepuschitz führt durch die einzelnen Folien und ergänzt mit Erklärungen. Natürlich können die 
Gemeinderatsmitglieder auch schon während der Präsentation ihre Fragen stellen. 
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Herr Lepuschitz geht am Schluss seiner Präsentation auf die Kosten bei einer schrittweisen 
Sanierung und einer Komplettsanierung auf einmal ein. Dabei würde die schrittweise Sanierung etwa 
20 % Mehrkosten verursachen. Frau Gansterer fragt nach, wo der Firmensitz der Fa. LEDITION ist 
und ob nicht ein teilweiser Probebetrieb mit den LED-Lampen gemacht werden könnte, damit sich die 
Gemeindeverantwortlichen ein besseres Bild vom neuen Beleuchtungssystem machen könnten. Herr 
Gerhard Buttinger erläutert, dass die Fa. LEDITION 2012 aus den Stadtwerken Judenburg privatisiert 
und gegründet wurde. Zunächst wurden  Straßenbeleuchtungssanierungen aufgrund der EU-
Verordnung hauptsächlich in der Steiermark und in Kärnten verwirklicht. Nun bietet die Firma ihre 
Leistungen auch in Oberösterreich an. Er erwähnt weiters eine Referenzenliste, wo bereits LED-
Beleuchtungssysteme umgestellt wurden. Im Jänner 2016 werden die ersten Gemeinden in 
Oberösterreich auf LED umgestellt werden. Laut Herrn Lepuschitz wird ein Probebetrieb auf einem 
oder mehreren Straßenzügen eine Verhandlungsangelegenheit zwischen dem Auftraggeber und dem 
Bieter sein. Herr Matthias Berger fragt nach, ob es bereits Leuchtdichtemessungen auch von der 
Beleuchtung von Rosenau/Hp. gibt. Die gezeigten Bilder mit der Wärmebildkamera wurden in 
fremden Gemeinden bei bereits umgestellten Beleuchtungen vorgenommen und dienen als 
Referenzbilder. Neben Kosteneinsparungen durch weniger Stromverbrauch ist auch eine bessere 
und effektivere Beleuchtung möglich, CO2 wird eingespart und die Gemeinde hätte auch für den 
Umweltschutz etwas unternommen und fürs Auge und die Bevölkerung (Sicherheit) etwas getan. Zur 
weiteren Vorgehensweise erläutert Herr Lepuschitz, dass die Gemeinde zunächst den 
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Grundsatzbeschluss für oder gegen eine Umstellung auf LED-Lampen zu fassen hätte, ehe man mit 
genaueren Planungen und Ausschreibungen weiter tun könnte. Frau Sanglhuber erfragt die 
Garantiedauer bei einer Umstellung auf LED. Herr Lepuschitz führt an, dass bei einer 
Komplettsanierung und Verbesserung aller aufgezeigten Mängel 20 Jahre Garantie auf die LED-
Beleuchtung geboten werden. Auf Anfrage von Matthias Berger erläutert Herr Lepuschitz, dass die 
Lampen in sämtlichen RAL-Farben auch die grüne, wie sie in Rosenau/Hp. besteht, geboten werden. 
Frau Vizebgm. Maria Benedetter interessiert, ob mit der bestehenden Anzahl an Lichtpunkten das 
Auslangen gefunden wird, oder ob zusätzliche Lichtpunkte zwecks einer effektiven Beleuchtung 
eingeplant werden müssen. Herr Lepuschitz kann versichern, dass die Lichteffektivität bei einer 
Umstellung auf LED auf den bestehenden Lichtpunkten verbessert wird. Bei dem einen oder anderen 
Straßenzug müsste die Gemeinde entscheiden, ob noch mehr Licht oder Verbesserung notwendig 
wird. Im vorgezeigten Projekt ist man von der bestehenden Anzahl an Lichtpunkten ausgegangen. Er 
weist aber darauf hin, dass das Empfinden einer Beleuchtung sehr emotional und persönlich 
verschieden ist. Auch Herr Bürgermeister ist der Ansicht, dass die Lichtpunkteanzahl an so mancher 
Stelle erst bei einer Beauftragung einer Firma entschieden werden kann. Er schlägt vor, eine oder 
mehrere der angeführten Referenzgemeinden zu wählen und im Kreise der Bauausschussmitglieder 
oder interessierter Gemeinderatsmitglieder eine Besichtigung bereits umgestellter 
Straßenbeleuchtungen vor zu nehmen. Bgm. Auerbach wiederholt, dass nun ein Projekt erstellt 
wurde, damit der Gemeinderat erfährt von welchen Kosten und welchem Einsparungspotenzial man 
spricht. Deshalb würde er heute den Grundsatzbeschluss zu einer LED-Umstellung fassen und damit 
könnte er um eine Finanzierung mit Bedarfszuweisungsmittel anfragen und eine Ausschreibung 
veranlassen bzw. Angebote zur Durchführung der Umstellung einholen. Matthias Berger fragt 
wiederum nach, ob derzeit nur dieses Angebot der Fa. LEDITION vorliegt. Bgm. Auerbach 
wiederholt, dass es sich beim Vorgezeigten um kein Angebot sondern ein Projekt handelt, dass als 
Grundlage für eine Ausschreibung dient. Fragen an die Fa. LEDITION können sicherlich noch bei 
folgenden Gesprächen gestellt werden. Für heute bedankt sich Bgm. Auerbach zunächst für die 
Präsentation bei den Vertretern der Fa. LEDITION. Zwecks Verabschiedung der Herren Lepuschitz 
und Buttinger und zwecks Herstellung einer ordentlichen Sitzordnung unterbricht der Bürgermeister 
die Gemeinderatssitzung für ein paar Minuten. Nach 3 Minuten führt der Vorsitzende die Sitzung fort 
und erläutert zunächst für die neuen Gemeinderatsmitglieder ein paar organisatorische 
Angewohnheiten. Im Kühlschrank sind Getränke zur freien Entnahme vorbereitet. Mineralwasser um 
€ 0,50 und Limo um € 1,00 bitte ins Sparschwein am Sitzungstisch zu werfen. Aus dem Sparschwein 
wird jeweils der nächste Getränkeankauf finanziert. Zuckerl können jederzeit während der Sitzung 
kostenlos genommen werden. Weiters ersucht der Bürgermeister um die Einhaltung der Sitzordnung 
und um eine Begrüßung per Handschlag sowie um ein seriöses und respektvolles 
Diskussionsverhalten. Danach fährt er im Tagesordnungspunkt 1 fort. Er fasst die Projektvorstellung 
der Fa. LEDITION zusammen und ersucht um die Grundsatzbeschlussfassung der 
Straßenbeleuchtung Rosenau/Hp. auf LED-Lampen. Weiters erwähnt er die Tatsache, dass er sich in 
dieser Angelegenheit bereits mit dem Energiebeauftragten der Energieregion in Verbindung gesetzt 
hat und mit diesem bereits einen Fragenkatalog zusammengestellt hat. Dieser spielt jedoch für die 
Grundsatzbeschlussfassung keine Rolle, da es dabei nicht um eine Auftragsvergabe geht. Frau 
Leopoldine Sanglhuber erläutert, dass sich die ÖVP-Fraktion vorerst ein Muster der LED-
Straßenbeleuchtungssysteme besichtigen möchte, ehe man die Grundsatzentscheidung treffen 
möchte. Deshalb ersucht sie um eine Vertagung der Grundsatzbeschlussfassung in dieser Sache. 
Bgm. Auerbach möchte diese Grundsatzbeschlussfassung jedoch nicht vertagen, denn er benötigt 
den Grundsatzbeschluss auch bei der Vorsprache beim LR Ing. Entholzer, bei dem er um eine 
Mitfinanzierung des Projektes anfragen möchte. Ohne eine grundsätzliche Beschlussfassung, aus 
der der Wille des Gemeinderates hervorgeht, wird er keine Finanzmittel erreichen. Er erläutert daher 
nochmals, dass es sich beim Grundsatzbeschluss um keine Beauftragung der Fa. LEDITION handelt, 
sondern lediglich der Gemeinderat seine Absicht bekennen würde, die Straßenbeleuchtung auf LED 
umzustellen. Auch Frau Gansterer ist der Ansicht, dass vor einer Grundsatzbeschlussfassung 
mehrere Vergleichsangebote eingeholt werden sollten. Bgm. Auerbach wiederholt, dass bei einer 
Beschlussfassung im März, dieser für den nächsten Vorsprachetermin bei LR Entholzer leider zu spät 
erfolgt. Auch er ist für eine Besichtigungsfahrt zu einer bereits umgestellten Gemeinde, dennoch 
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ersucht er nochmals um die heutige grundsätzliche Beschlussfassung und wiederholt den 
Grundsatzbeschlussantrag. Irmgard Gansterer ist nach wie vor der Ansicht, dass für eine 
Grundsatzbeschlussfassung bereits mehrere Angebote vorliegen sollten, damit um konkrete Zahlen 
zwecks Finanzierung angefragt werden kann. Bgm. Auerbach erwähnt dazu, dass die grundsätzliche 
Beschlussfassung wie für den nächsten Tagesordnungspunkt gefasst werden sollte, damit er die 
beiden Beschlüsse für einen Finanzierungsvorschlag vorlegen kann. Auf Anfrage von Matthias 
Berger erläutert der Vorsitzende, dass die Fa. LEDITION die einzige Firma bei der Kommunalmesse 
in Wels war, die LED-Straßenbeleuchtungssysteme herstellen und deshalb der Kontakt zu dieser 
Firma entstanden ist. Die Aufgabenverteilung innerhalb der Gemeinde lautet für ihn, dass der 
Bauausschuss der Gemeinde das Projekt umzusetzen und fertig zu stellen hat und er sich als 
Bürgermeister um eine ausreichende Finanzierung kümmern muss. Dazu benötigt er jedoch die 
Grundsatzbeschlussfassung des Gemeinderates. Weiters erfragt Matthias Berger, dass es für die 
derzeitigen Beleuchtungskörper keine Garantie mehr gibt. Die Umstellung auf die derzeitigen Lampen 
passierte vor etwa 11 Jahren. Ing. Jürgen Steinbichler fragt, ob die vorgezeigten Folien in der 
Gemeinde zur Verfügung stehen, denn die aufgezeigten Zahlen kann man glauben oder auch nicht. 
Bgm. Auerbach kann versichern, dass die Präsentation im Gemeindeamt zur weiteren Einsichtnahme 
aufliegt. Frau Vizebgm. Benedetter ergänzt, dass mit dem vorliegenden Projekt nun die Meinung 
beim Energiesparverband und der energieautarken Region eingeholt werden kann. Auch 
Bauausschussobmann Wolfgang Eibl ist für eine grundsätzliche Beschlussfassung und eine 
Besichtigung einer LED-Straßenbeleuchtung bei einer der Referenzgemeinden. Dies kann ja ohne 
der Fa. LEDITION in dieser Angelegenheit kontaktiert werden. Bgm. Auerbach bestätigt auch noch 
die Absicht, die Garantiedauer über 20 Jahre im Vertrag vereinbaren zu lassen. Abschließend 
wiederholt Bgm. Auerbach den Grundsatzbeschlussantrag. Auf seinen Antrag hin bestätigen alle 6 
Gemeinderatsmitglieder der SPÖ-Fraktion  und Herr Matthias Berger von der ÖVP zustimmend 
seinen Antrag. 5 Gemeinderatsmitglieder der ÖVP-Fraktion (Ing. Jürgen Steinbichler, Daniel Huemer, 
Leopoldine Sanglhuber, Irmgard Gansterer und Katharina Nachbagauer) stimmen gegen die 
Grundsatzbeschlussfassung.  
 

2. Orientierungs- und Leitsystem „Rosenau am Hengstpaß“ samt Hausnummerierung, 
Grundsatzbeschlussfassung 

Der Bürgermeister informiert von der Bauausschusssitzung am 03.12.2015, zu der Herr Atteneder, 
von der Fa. Atteneder Grafik Design GmbH geladen war und die Vorgehensweise für eine 
Umsetzung eines Orientierungs- und Leitsystems erklärte. Die Fa. Atteneder Grafik Design GmbH 
hat auch für die Gemeinden Spital am Pyhrn und Roßleithen das Orientierungs- und Leitsystem 
erstellt. Herr Atteneder teilte im Bauausschuss mit, dass die Gemeinde in maximal 5 - 8 Gebiete oder 
Gebietsbezeichnungen eingeteilt werden soll und die Hausnummerierung innerhalb dieser 
Gebietsbezeichnungen der Straße entlang fortnummeriert wird. Mit Vorschlägen für 
Gebietsbezeichnungen und Hausnummern soll dann in einer, wenn notwendig, mehreren 
Bürgerversammlungen das Projekt vorgestellt werden. Da beim letzten Vorsprachetermin bei LR Ing. 
Entholzer am 20.02.2015 Bedarfszuweisungsmittel mit jeweils € 60.000 in den Jahren 2016 und 2017 
in Aussicht gestellt wurden, möchte Bgm. Auerbach zunächst die Grundsatzbeschlussfassung für ein 
Orientierungs- und Leitsystem in Rosenau/Hp. heute fassen und dann beim Gemeindereferenten die 
notwendigen Anträge um Bedarfszuweisungsmittel stellen sowie mit der Planung des Orientierungs- 
und Leitsystems beginnen. Er wiederholt nochmals die Notwendigkeit eines ordentlichen Leitsystems 
v.a. für die Einsatzkräfte und nun auch für den Ärztenotdienst, da es immer wieder zu 
Schwierigkeiten kommt, in der Hektik zum richtigen Einsatzort bzw. zum richtigen Objekt zu finden. 
Auch darüber wurde innerhalb des Bauausschusses ausreichend diskutiert. Man war sich einig, ein 
Orientierungs- und Leitsystem wird auch in Rosenau am Hengstpaß und für die Bevölkerung 
benötigt. Frau Sanglhuber fragt um Aufzeichnungen oder begonnene Vorschläge aus dem Jahr 2009 
nach. Bgm. Auerbach und Wolfgang Eibl können jedoch bestätigen, dass im Jahr 2009 lediglich ein 
Angebot für eine Projektierung des Orientierungs- und Leitsystems eingeholt wurde. Zu Planungen 
und Aufzeichnungen kam es jedoch nicht mehr, da keine Finanzierung für ein derartiges System 
zugesagt bzw. in Aussicht gestellt wurde. Der Honorarvoranschlag der Fa. Atteneder Grafik Design 
GmbH müsste daher auch jetzt nach einer grundsätzlichen Beschlussfassung aktualisiert werden. 
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Die geschätzten Gesamtkosten über € 120.000 bei einer Verwirklichung des Projektes wurden auch 
von Herrn Atteneder als realistisch beurteilt. Darin sind auch die notwendigen Schilder und Tafeln 
enthalten, die jedoch ausgeschrieben werden. Bei der Errichtung der Schilder und Tafeln könnte 
durch Eigenleistungen der gemeindeeigenen Mitarbeiter Einsparungen erzielt werden. Ing. Jürgen 
Steinbichler erwähnt, dass ihm in Roßleithen aufgefallen war, dass die genordete Tafel anfangs 
falsch situiert war, weil sie Richtung Süden aufgestellt wurde und die Ortsteile daher seitenverkehrt 
dargestellt wurden. Matthias Berger fragt nach, ob die Bürgerversammlungen oder Infover-
anstaltungen mit den Bürgern erst im Nachhinein gemacht werden, wenn die Bezeichnung und 
Nummerierung bereits feststeht. Bgm. Auerbach erläutert, dass die Ansichten der betroffenen Bürger 
sehr wohl berücksichtigt und miteingeplant werden. Deshalb ist es auch wichtig, dass man sich eines 
erfahrenen Fremden in dieser Angelegenheit bedient, dessen Entwurf den Bürgern zur 
Mitentscheidung vorgelegt werden kann. Wolfgang Benedetter weiß dazu, dass Herr Atteneder im 
Bauausschuss von seinen Erfahrungen gesprochen hat und viele Bürger zunächst ein Konzept mit 
einem Vorschlag zu einer Hausnummer sehen möchte, ehe sie ihre Vorschläge dazu einbringen. Das 
große Interesse für den einzelnen Bürger ist dabei lediglich die Hausnummer. Matthias Berger fragt, 
ob die Gemeinde selbst schon probiert hat, die Hausnummern auf Google Maps einzugeben. Da es 
bisher auch noch keine Änderungen an Hausnummern und Straßenbezeichnungen gab, wurde eine 
Neueingabe von der Gemeinde auch noch nie probiert. Ihm erscheinen die Kosten für das Projekt 
bzw. den Plan, an dem die Bezeichnungen und Hausnummern niedergeschrieben werden zu hoch. 
Er ist der Meinung, die Gemeinde könnte sich dabei viel selbst machen und Honorarkosten eines 
Planungsbüros einsparen. Bgm. Auerbach ist der Ansicht, dass ein Teil dieser Projektarbeit im 
zuständigen Ausschuss vorbereitet werden kann. Jedoch wird man darüber nicht hinweg kommen, 
ein Projekt von einem Planungsbüro ausarbeiten zu lassen. Abschließend beantragt Bgm. Auerbach 
die Grundsatzbeschlussfassung für die Verwirklichung eines Orientierungs- und Leitsystems in 
Rosenau/Hp. in dargestellter Vorgehensweise. Nachdem sich alle einig sind, die Einsatzkräfte mögen 
möglichst schnell und per NAVI zum richtigen Einsatzort bzw. zum richtigen Objekt gelangen, 
stimmen sie alle dem Grundsatzbeschluss mit einem Handzeichen zu. 
 

3. Prüfbericht Prüfungsausschuss vom 01.12.2015, Vorlage im Gemeinderat 
Bgm. Auerbach bringt das Protokoll des Prüfungsausschusses vom 01.12.2015 den 
Gemeinderatsmitgliedern durch Vorlesen zur Kenntnis. 
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Zum Prüfbericht des Prüfungsausschusses gibt es keine Fragen der anwesenden 
Gemeinderatsmitglieder. Deshalb leitet der Vorsitzende zum 4. Tagesordnungspunkt über. 
 

4. Festsetzung der Steuerhebesätze für das Finanzjahr 2016: 
a. Grundsteuer A + B, Hundeabgabe 

Bei der Grundsteuer A (Landwirtschaft) und B sowie der Hundeabgabe gibt es keine 
Änderungsvorschläge, sie werden daher im bestehenden Ausmaß  
Grundsteuer A 500 vH d. Steuermessbetrages 
Grundsteuer B 500 vH d. Steuermessbetrages 
Hundeabgabe 20,-- € für jeden Hund 
durch Beschlussfassung per Handzeichen einstimmig bestätigt. Auf Anregung von Frau Leopoldine 
Sanglhuber wird man sich über eine Erhöhung der Hundeabgabe im Jahr 2016 unterhalten. Bgm. 
Auerbach erklärt den Umweltausschuss in dieser Angelegenheit als zuständigen Ausschuss der 
Gemeinde.  
 

b. Müllgebühren ab 01.01.2016 
Für die Müllgebühren liegt ein Erhöhungsvorschlag des Umweltausschusses vor, da auch der 
Abfallbehandlungsbeitrag und der Abfallentsorgungsbeitrag vom Bezirksabfallverband 2016 
angehoben wird. Bgm. Auerbach liest den Verordnungsvorschlag des Umweltausschusses, bei dem 
eine 3 %ige Erhöhung der Gebühren einkalkuliert ist vor und beantragt dessen Beschlussfassung. 
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Er erwähnt, dass auch ein paar textliche Änderungen aufgrund den Begriffsbestimmungen nach dem 
Abfallwirtschaftsgesetz 2009 notwendig waren, die man versucht hat, zu berücksichtigen. 
Auf seinen Antrag hin wird der Gebührenordnungsentwurf von sämtlichen Gemeinderatsmitgliedern 
mit einem Zeichen mit der Hand befürwortet und beschlossen. 
 

c. Gebühren der Kanalgebührenordnung ab 01.01.2016 
Ebenso hat der Umweltausschuss die Kanalgebühren für das FJ 2016 nach den Mindestgebühren lt. 
dem Voranschlagserlass 2016 und der Vereinbarung mit der Aufsichtsbehörde, die Bezugsgebühren 
mit 40 Cent über den Mindestgebühren des Amtes der Oö. Landesregierung festzusetzen, 
vorbereitet. Deshalb kann Bgm. Auerbach wiederum den Verordnungsentwurf vorlesen und beantragt 
zugleich dessen Beschlussfassung. 
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Auch die Kanalgebühren für das FJ 2016 werden von sämtlichen Gemeinderatsmitgliedern per 
Zeichen mit der Hand einstimmig bestätigt.  
 

d. Gebühren der Wassergebührenordnung ab 01.01.2016 
Ebenso vorbereitet vom Umweltausschuss wurde der Entwurf für die Wassergebühren (Anschluss 
und Bezugsgebühren der WVA Rosenau/Hp.)  Bei den Wassergebühren haben die Bezugsgebühren 
lt. der Vereinbarung mit der Aufsichtsbehörde 30 Cent über jenen, der vom Amt der Oö. 
Landesregierung verlautbarten Mindestgebühren zu liegen. Deshalb wurden im Verordnungsentwurf 
die 30 Cent mehr je m³ Wasserbezug berücksichtigt. Bgm. Auerbach liest den Verordnungsentwurf 
wiederum vor und beantragt dessen Beschlussfassung. 
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Weiters erläutert der Vorsitzende, dass bei der Kanal- und Wassergebührenordnung nur die 
Gebührenhöhe verändert wurde. Es reicht daher die Kundmachung der abgeänderten Paragraphen 
im Zuge des Voranschlages und muss keine Verordnungsgenehmigung eingeholt werden. 
Abschließend beantragt wiederum Bgm. Auerbach die Beschlussfassung des 
Wassergebührenordnungsentwurfes für das FJ 2015, wie dargestellt. Seinem Antrag stimmen die 
Gemeinderatsmitglieder per Handzeichen einstimmig zu. 
 

5. Voranschlag 2016, Beschlussfassungen: 
a. Mittelfristiger Finanzplan der Jahre 2016-2020 

Wie bei jeder Dezembersitzung sind der Voranschlag und der Mittelfristige Finanzplan für die 
Folgejahre zu beschließen. Mittelfristiger Finanzplan 2016 bis 2020 sowie das Budget für das FJ 
2016 wurden in ein paar hintereinander folgenden Sitzungen und Besprechungen erstellt. Dabei 
waren dieses Mal auch die neugewählten Gemeindevorstandsmitglieder und die Obfrau des 
Prüfungsausschusses, Frau Irmgard Gansterer, geladen, an der Erstellung des Voranschlages mit zu 
arbeiten. Der Erstentwurf des Voranschlages 2016 wurde am 24.11.2015 per Anschlag an der 
Amtstafel zur Einsichtnahme kundgemacht. In den folgenden Sitzungen des Gemeindevorstandes 
am 30.11.2015 sowie im Prüfungsausschuss am 01.12.2015 wurde der Entwurf beraten. Dabei 
wurden aber keine Änderungen vorgenommen und von beiden Gremien, die Beschlussfassung im 
Gemeinderat empfohlen. Die Vorprüfung des Voranschlagsentwurfes 2016 durch die 
Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems erfolgte Anfang Dezember, sodass am 07.12.2015 der 
Bericht über die Vorprüfung im Gemeindeamt per email einlangte. Dieser Bericht wurde dann im 
Gemeindeintranet als Sitzungsunterlage für die Gemeinderatsmitglieder zur Verfügung gestellt. 
Notwendige Abänderungen, die aus diesem Prüfbericht hervorgehen, müssen heute noch im 
Voranschlag vor Beschlussfassung berücksichtigt werden. Änderungen am Mittelfristigen Finanzplan 
(Gesamtübersicht Ordentlicher Haushalt, Freie Budgetspitze, Außerordentlicher Investitionsplan) 



72 

werden jedoch keine mehr vorgenommen. Der Bürgermeister beantragt deshalb die 
Beschlussfassung des im Zuge der Sitzungsunterlagen zur Verfügung gestellten Mittelfristigen 
Finanzplanes 2016-2020 und liest diesen nochmals vor. 
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Matthias Berger erfragt die Unterschiede bei den Finanzgruppen 8 und 9 im ordentlichen Haushalt. 
Da die Investitions- und Tilgungszuschüsse aber auch ein Haushaltsausgleich im MFP in den 
Folgejahren nicht dargestellt werden kann, sind die Zahlen ab dem FJ 2017 dort so unterschiedlich. 
Auch die Freie Budgetspitze ist mit dem Fehlbetrag nicht zu erklären. Dabei handelt es sich wieder 
um eine andere wirtschaftliche Kennzahl. Bei dieser Gelegenheit schlägt Bgm. Auerbach v.a. für die 
neu gewählten Gemeinderatsmitglieder eine Budgetklausur vor, bei der Voranschlag, MFP und 
Rechnungsabschluss und die Kontierungen verständlich erklärt werden sollen.  
Abschließend wird auf Antrag des Vorsitzenden der dargestellte Mittelfristige Finanzplan einstimmig 
per Handzeichen beschlossen. 
 

b. Festsetzung Dienstpostenplan 
Mit dem jährlich zu beschließenden Voranschlag für das kommende Jahr ist auch der 
Dienstpostenplan per 01.12.d.J. eigens zu beschließen. Deshalb trägt der Bürgermeister den 
aktuellen Dienstpostenplan vor und beantragt wiederum die Beschlussfassung. 
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Auch der Dienstpostenplan wird einstimmig per Handzeichen von sämtlichen 
Gemeinderatsmitgliedern bestätigt. 
 

c. Voranschlag für das Finanzjahr 2016, Ordentlicher Haushalt, Außerordentlicher 
Haushalt, Bericht über die Vorprüfung durch die Bezirkshauptmannschaft 
Kirchdorf/Krems 

Zwecks Beschlussfassung des Voranschlages wurden jedem Gemeinderatsmitglied die wesentlichen 
Auszüge aus dem Voranschlagsentwurf (Gesamtübersicht Ordentlicher Haushalt, Gesamtübersicht 
Außerordentlicher Haushalt und die Auflistung der Abweichungen > €1.000 gegenüber dem FJ 2015) 
abgelichtet und nochmals ausgeteilt. Anhand dieser Unterlagen erläutert der Bürgermeister nochmals 
den Voranschlagsentwurf und liest die wesentlichen Zahlen daraus vor. Auch den Vorbericht der 
Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zur Vorprüfung vom 07.12.2015 liest er vollinhaltlich vor 
und führt an, dass die Repräsentationsausgaben und Verfügungsmittel auf die im Prüfbericht 
angeführten Beträge (€ 2.500 und € 5.000) geändert werden. 
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Um die Bedeckung der nicht vollständig finanzierten außerordentlichen Vorhaben werden sich die 
Gemeindeverantwortlichen, er meint damit auch die Gemeinderatsmitglieder, bei den zuständigen 
Abteilungen des Amtes der Oö. Landesregierung bemühen müssen. Die Darlehensgenehmigung für 
den Kredit zur Kanalkamerabefahrung ist laut Direktion Inneres und Kommunales nicht notwendig. 
Die Kontierungsänderungen für den Landeszuschuss der Ganztagesschule und der 
Verwaltungskostentangente beim Kanal wurden, wie im Prüfbericht vorgeschlagen, bereits korrigiert.  
Die SHV- und die Landesumlage werden ebenso auf die im Prüfbericht angeführten Beträge 
nochmals gekürzt.  
Pensionsbeitrag für Getränkesteuerprüfer über € 100 und die Investitions- und Tilgungszuschüsse 
werden ebenso, wie im Bericht angeführt nochmals korrigiert.  
Mit diesen Änderungen verändern sich die Haushaltssummen nochmals und es ist daher auch die 
Kassenkredithöchstgrenze nochmals neu zu berechnen. Was die Vorschläge bezüglich 
Einsparungen für die Feuerwehr betrifft, haben die Gemeinderatsmitglieder keine Ideen, wo noch 
eingespart werden könnte. Betreffend einer Erhöhung des Essensbeiträge in der Schulausspeisung 
wird man sich im Sommer 2016 innerhalb des Schulausschusses und des Gemeinderates 
unterhalten.  
Gesamtsummen OHH Einnahmen  
Gruppe  GESAMT-VA 2015 Ergebnis bisher 2015 VA 2016 

0 Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung 22.800 17.569,51 22.500 

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 2.400 736,08 1.100 

2 Unterricht, Erziehung, Sport u. Wissenschaft 109.300 98.481,02 106.300 

3 Kunst, Kultur und Kultus 1.600 1.600,00 2.600 

4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 9.400 8.902,70 7.400 

5 Gesundheit 13.200 13.247,00 16.500 

6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 203.300 6.953,33 191.100 

7 Wirtschaftsförderung 0 0,00 0 

8 Dienstleistungen 329.000 264.099,55 322.200 

9 Finanzwirtschaft 1.102.300 968.386,95 786.100 

GESAMT  1.793.300 1.379.976,14 1.455.800 
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Gesamtsummen OHH Ausgaben 
Gruppe  GESAMT-VA 2015 Ergebnis bisher 2015 VA 2016 

0 Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung 327.600 291.724,71 318.200 

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 19.700 15.080,22 18.800 

2 Unterricht, Erziehung, Sport u. Wissenschaft 250.800 221,509,59 225.600 

3 Kunst, Kultur und Kultus 13.200 4.535,01 7.300 

4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 204.200 167.824,87 219.900 

5 Gesundheit 151.300 150.345,94 158.500 

6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 225.900 195.163,24 222.600 

7 Wirtschaftsförderung 21.500 11.571,29 18.700 

8 Dienstleistungen 443.500 237.002,80 446.900 

9 Finanzwirtschaft 429.000 368.027,11 94.800 

GESAMT  2.086.700 1.662.784,78 1.731.300 

  -293.400 -282.808,64 -275.500 

 

Einnahmen OHH  € 1.455.800 

Ausgaben OHH  € 1.731.300 Fehlbetrag € 275.500 

 

Außerordentlicher Haushalt: 
Ansatz Vorhaben Ausgaben 2016 Einnahmen 2016 Fehlbetrag/Überschusss 

010000 Sanierung Amtsgebäude hoheitlicher Bereich 2.000 0 -2.000 

262000 Sportplatz- u. Gebäudesanierung 32.000 38.300 +6.300 

611000 Gehsteigverlängerungen 201.000 201.000 0 

612000 Orientierungs- und Leitsystem samt Hausnummerierung 60.000 60.000 0 

612100 Gemeindezufahrtsstraße Dambach 121-123 1.000  -1.000 

771200 Wanderweg Wurbauerkogel 10.000  -10.000 

816200 LED-Umstellung Straßenbeleuchtung 8.000  -8.000 

851400 Kanalkamerabefahrung (dig. Leitungskataster) 64.700 64.700 0 

GESAMT  378.700 364.000 -14.700 

Am Entwurf des Außerordentlichen Haushaltes werden für die Beschlussfassung keine Änderungen 
mehr vorgenommen. Danach gibt der Vorsitzenden den Gemeinderatsmitgliedern die Möglichkeit, 
Fragen zu stellen bzw. Stellungnahmen zum vorgebrachten Voranschlagsentwurf abzugeben. 
Da ein Großteil der im Prüfbericht der BH Kirchdorf/Krems vorgeschlagenen Änderungen bereits 
eingearbeitet wurden, stellen die Gemeinderatsmitglieder keine Fragen zum vorliegenden 
Voranschlagsentwurf. Matthias Berger fragt nach, wie das bei uns in der Gemeinde gehandhabt wird, 
wenn Flüchtlingskinder die Schulausspeisung nutzen. Bgm. beantwortet seine Frage und informiert, 
dass er sich bei den Nachbargemeinden schlau gemacht hat, wie sie die Angelegenheit behandeln. 
Aus diesem Grund wird zur Zeit auch in Rosenau/Hp. für Flüchtlingskinder nichts verrechnet. Jedoch 
will sich der Schulausschuss mit dieser Angelegenheit nochmals befassen. Über die im Voranschlag 
vorgesehenen Eigenleistungen durch den Gemeindebauhof für den Winterdienst kommt Ing. Jürgen 
Steinbichler zum Thema „Winterdienst“ und kritisiert, dass Sonntags nicht so früh, er spricht da von 
5.00 Uhr früh, geräumt werden müsste und schon ein paar Mal Montags in der Mühlreithsiedlung 
nicht rechtzeitig geräumt war. Er selber weiß zwar, dass die Sonntagsstunden besser bezahlt werden 
als jene am Montag früh, dennoch wäre eine spätere Räumung am Sonntag durchaus ausreichend. 
Da Wolfgang Eibl selbst den Winterdienst auf den östlich gelegenen Straßen der Gemeinde macht, 
kann er in dieser Angelegenheit erläutern, dass eine Räumrunde etwa 4 Stunden je nach Schneelage 
dauert und schon alleine deshalb an einem Feiertag nicht einfach später weggefahren werden kann. 
Außerdem gibt es Bürger, die Feiertags auch früh aufstehen und vielleicht einer Arbeit nachgehen 
müssen. Außerdem ist eine Schneeräumung in den Nacht- bzw. Frühmorgenstunden wesentlich 
einfacher und sicherer, da noch nicht so viel Straßenverkehr wie am Morgen ist. Er erwidert, dass er 
zwar den Winterdienst mit einer späteren Ausfahrt beauftragen kann, jedoch werden die 
Telefonanrufe dann auf das Mobiltelefon von Herrn Steinbichler umgeleitet. Auch Bgm. Auerbach 
weiß von zahlreichen Anrufen früh morgens an Feiertagen auf seinem Privattelefon, weil die Straße 
zu spät geräumt wurde. Herr Steinbichler darf in dieser Sache nicht nur von seinen Gewohnheiten an 
Feiertagen ausgehen. Es gibt auch Bewohner, die durchaus an Feiertagen arbeiten müssen oder 
frühmorgens bereits einem Hobby nachgehen. Danach beantragt der Bürgermeister die 
Beschlussfassung des vorgetragenen Voranschlagsentwurfes 2016. Seinem Antrag stimmten die 
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Gemeinderatsmitglieder der SPÖ-Fraktion (6 Stimmen) und Matthias Berger von der ÖVP-Fraktion 
zu, die weiteren ÖVP-Gemeinderatsmitglieder (Irmgard Gansterer, Leopoldine Sanglhuber, Ing. 
Jürgen Steinbichler, Daniel Huemer und Katharina Nachbagauer) stimmen ohne Begründungen und 
Wortmeldungen gegen den Voranschlagsentwurf 2016.  
 

d. Festsetzung Kassenkredithöchstbetrag (1/4 der Ordentlichen Einnahmen) 
Aufgrund der noch vorgenommenen Änderungen im Ordentlichen Voranschlag muss die 
Gesamteinnahmensumme mit € 1.455.800 festgestellt und somit der Kassenkredithöchstbetrag (1/4 
der ordentlichen Einnahmen) neu berechnet werden. Die Kassenkredithöchstgrenze errechnet sich 
auf € 363.950,--. Bgm. Auerbach stellt den Antrag, die Kassenkredithöchstgrenze mit € 363.950 zu 
beschließen. Seinem Antrag stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand 
zu. 

e. Festsetzung des Betrages ab dem die Abweichungen zum Voranschlag zu 
begründen sind 

Der Betrag, ab dem die Abweichungen zum Voranschlag zu begründen sind, wird nicht verändert und 
wiederum mit € 1.000 festgesetzt. Auf Antrag des Vorsitzenden wir dieser Betrag mit € 1.000 
einstimmig per Handzeichen aller Gemeinderatsmitglieder beschlossen. Danach muss Herr Daniel 
Huemer die Sitzung verlassen, da er in die Nachtschicht gehen muss. Seinem Ersuchen die beiden 
ersten vorgeschlagenen Gemeinderatssitzungstermine zu verlegen, kann nicht entsprochen werden. 
Er verlässt die Sitzung um 20.30 Uhr.  
 

6. Beratung und Beschlussfassung über eine Verlängerung des bestehenden 
Kassenkreditvertrages mit der Sparkasse Oberösterreich 

Wie schon in den Vorjahren erläutert Bgm. Auerbach, dass er aus mehreren Gründen (langjähriger 
Geschäftspartner von der Gemeinde Rosenau/Hp., Filiale und Arbeitsplätze und somit 
Kommunalsteuer in Rosnau/Hp., Überziehung der Kassenkredithöchstgrenze zu Jahresbeginn bei 
der Sparkasse möglich, keine Angebotslegung der Raiba Wdg. anlässlich der letzten 
Darlehensausschreibung, usw.) nur mehr bei der Allgemeinen Sparkasse OÖ um ein Angebot für den 
Kassenkredit 2016 angefragt hat. Es hätte aber jedes Gemeinderatsmitglied die Möglichkeit gehabt, 
ein besseres Vergleichsangebot für einen Kassenkreditvertrag einzuholen. Da aber niemand von 
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, erübrigt sich für ihn die Beratung über eine Verlängerung 
des Kassenkreditvertrages mit der Allgemeinen Sparkasse Oö um ein weiteres Jahr bis 31.12.2016. 
Das Schreiben an den Gemeinderat, das die Allgemeine Sparkasse Oö mit dem 
Kassenkreditangebot mitgeschickt hat, möchte Bgm. Auerbach den Gemeinderatsmitglieder jedoch 
nicht vorenthalten und liest dieses vor. 
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Danach bringt er das Angebot der Allgemeinen Sparkasse Oö vor und beantragt die 
Beschlussfassung, den Kassenkreditvertrag mit der Allgemeinen Sparkasse OÖ um ein weiteres Jahr 
bis 31.12.2016 mit einem Höchstbetrag von € 363.950,-- zu verlängern.  
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Seinem Antrag stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand einstimmig zu. 
 

7. Kassenkreditvertrag mit der Sparkasse OÖ, inhaltliche Beschlussfassung 
Zwecks inhaltlicher Beschlussfassung des Vertrages liest der Vorsitzende die von der Allgemeinen 
Sparkasse mitübermittelte Kassenkreditzusage vor. Diese musste jedoch anlässlich der Änderungen 
im Voranschlag auf die Kreditsumme von € 363.950,-- händisch korrigiert werden. 
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Wiederum stellt der Vorsitzende den Beschlussantrag, die Kreditzusage in vorgetragener Form zu 
beschließen. Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder per Handzeichen einstimmig zu. 
 

8. Geschäftsordnung für Kollegialorgane der Gemeinde Rosenau/Hp., Beschlussfassung 
Bgm. Auerbach informiert, dass nach den Neuwahlen des Gemeinderates im Herbst 2015 vom Oö. 
Gemeindebund die Geschäftsordnung für Kollegialorgane der Gemeinden in praktischer und 
handlicher Form zur Verfügung gestellt wurden. Für die vielen erstmals im Gemeinderat vertretenen 
Personen ist die Geschäftsordnung eine praktische Hilfestellung, wie Sitzungen und Beschlüsse in 
den Kollegialorganen einer Gemeinde funktionieren. Außerdem deckt die Geschäftsordnung den Teil 
der Oö. Gemeindeordnung, den ein Gemeinderatsmitglied wissen sollte zum Großteil ab. Er appelliert 
daher, die Mustergeschäftsordnung nicht nur zu beschließen sondern sie zu Hause auch zu 
studieren. Die Mustergeschäftsordnung wurde den Gemeinderatsmitgliedern im Zuge der 
Übermittlung der Sitzungsunterlagen im Gemeindeintranet bereits im Vorfeld zur Verfügung gestellt. 
Dennoch liest der Bürgermeister die Mustergeschäftsordnung für Kollegialorgane der Gemeinde vor 
und beantragt deren Beschlussfassung. Erst dann kann die Beschlussfassung auf den kleinen Heften 
dokumentiert und per Gemeindesiegel bestätigt werden.  
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Die Beschlussfassung der Mustergeschäftsordnung für Kollegialorgane der Gemeinde wird von den 
Gemeinderatsmitgliedern auf Antrag des Vorsitzenden einstimmig per Handzeichen beschlossen. 
 

9. Löschwasserbehälter für die Mühlreithsiedlung – Grundsatzbeschlussfassung 
Der Bürgermeister liest das Schreiben der Freiwilligen Feuerwehr Rosenau/Hengstpaß vor und 
ersucht um eine Grundsatzbeschlussfassung, für die Mühlreithsiedlung einen Löschwasserbehälter 
errichten zu wollen. Zusätzlich erläutert er, dass ein Löschwasserbehälter in der Größenordnung von 
80 m³ etwa € 22.000 bis € 25.000 kostet. Ein Drittel der Kosten übernimmt normalerweise der 
Landesfeuerwehrverband. Die restlichen 2/3 hat man in letzter Zeit mit Bedarfszuweisungsmittel 
abdecken können. Da es nur wenige Firmen gibt, die Löschwasserbehältererrichtungen anbieten, 
erfolgt die Ausschreibung des Auftrages durch den Landesfeuerwehrveband. Für eine 
Auftragsvergabe bringt der Landesfeuerwehrverband einen Vergabevorschlag ein. Weil Herr 
Steinbichler die Behauptung aufstellt, dass 80 m³ Wasser zum Löschen eines Hausbrandes relativ 
wenig ist, erläutert Wolfgang Eibl, dass die Löschwasserbehälter hauptsächlich dem ersten 
Löschangriff dienen, bis die weiteren Feuerwehren bei einem Brand mit Tanklöschfahrzeugen und 
Zuleitungen eine größere Wasserversorgung zur Verfügung gestellt haben.  
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Seinem Antrag und dem Ersuchen der Freiwilligen Feuerwehr (Kdt. Stefan Reiter) leisten die 
Gemeinderatsmitglieder einstimmig mit einem Zeichen mit der Hand folge. 
 

10. Beschlussfassung „Winterdienst auf GEHSTEIG“, Räumung und Streuung durch 
Gemeinde (Gehsteigverlängerungen westliches und östliches Ortsende) 

Bgm. Auerbach erläutert, dass ein kurzer Teil der Gehsteigverlängerung im Westen bereits im 
Sommer 2015 erfolgte. Nun soll die Verlängerung bis zum bestehenden Gehsteig beim 
Wohngebäude der STYRIA Rosenau Nr. 150 zusammengeschlossen werden. Dabei musste mit den 
Grundanrainern vor Ort ein paar Mal verhandelt und gesprochen werden. Die Familien Stöger und 
Klinser wollen dabei die Zustimmung und Unterzeichnung der Verhandlungsschrift nur leisten, wenn 
die Räumung und Streuung auf diesen Gehsteigstücken durch die Gemeinde erfolgt und diese 
Leistung mit einem entsprechenden Gemeinderatsbeschluss abgesegnet bzw. bestätigt ist. Deshalb 
hat er eine Beschlussformulierung in dieser Angelegenheit vorbereitet, die er zur Vorlesung bringt 
und für die er den Antrag um Beschlussfassung stellt.  
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Seinem Antrag stimmen sämtliche Gemeinderatsmitglieder mit einem Handzeichen zu. Sie halten 
diese Beschlussfassung nur mehr für eine Formsache, da die Räumung und Streuung ohnehin schon 
seit langem auf dem Gehsteig durch die Gemeinde Rosenau/Hp. übernommen wurde. 
 

11. Gesellschafterbeschluss der touristischen Freizeiteinrichtungen Pyhrn-Priel GmbH, 
Geschäftsführerbestellungen, Beschlussfassung 

Bgm. Auerbach erklärt, dass eine weitere Beschlussfassung in der Causa „touristische 
Freizeiteinrichtungen Pyhrn-Priel GmbH“ notwendig ist, damit die Neugründung der Gesellschaft 
fortgeführt und abgeschlossen werden kann. 
Heute geht es noch um die Abtretung der Geschäftsanteile der bisherigen Gesellschaft 
Wurbauerkogel GesmbH (Marktgemeinde Windischgarsten und Gemeinde Rosenau/Hp) an den 
Tourismusverband Pyhrn-Priel und die Wiedereinbringung der geringeren Gesellschaftsanteile dieser 
beiden Gemeinden sowie um einen Gesellschaftsbeschluss im Umlaufwege zur 
Geschäftsführerneubestellung von den Herrn DI (FH) Herbert Gösweiner und Mag. Klaus 
Weixlbaumer.  
Dazu liest der Vorsitzende den vom Notar Mag. Reitner vorbereiteten Akt vor und beantragt die 
Beschlussfassung des Notariatsaktes und des Gesellschafterbeschlusses im Umlaufwege. 
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Seinem Antrag auf Beschlussfassung beider Schreiben stimmen wiederum die 
Gemeinderatsmitglieder einstimmig per Handzeichen zu. 
 

12. Wildbach- und Lawinenverbauung, voraussichtliches Jahresarbeitsprogramm 2016, 
Information für den Gemeinderat 

Die Wildbach- und Lawinenverbauung hat mit Schreiben vom 21.10.2015 das voraussichtliche 
Jahresarbeitsprogramm 2016 für die Dambachverbauung und somit den geplanten 
Interessentenbeitrag für die Gemeinde Rosenau/Hp. bekannt gegeben. Damit die 
Gemeinderatsmitglieder ausreichend informiert sind, was im FJ 2016 an Dambachverbauung auf die 
Gemeinde zukommt, liest er das Jahresarbeitsprogramm der Wildbach- und Lawinenverbauung vor. 

 
 

13. RUNDWANDERWEG WURBAUERKOGEL, Beteiligung der Gemeinde Rosenau/Hp., 
Grundsatzbeschlussfassung 

Wie schon zu Beginn der Sitzung erwähnt, wird dieses Thema von der heutigen Tagesordnung 
gestrichen, da die vom Tourismusverband angeführten Finanzierungen zum Teil noch gar nicht 
zugesagt sind und auch mit den Grundeigentümern über die geplanten und gezeichneten Parkplätze 
noch gar nicht gesprochen wurde.  
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14. Subventionsansuchen des ASVÖ Sportverein Rosenau-Edlbach um Unterstützung für 
das FJ 2015, Beschlussfassung 

Bgm. Auerbach teilt mit, dass das Subventionsansuchen des ASVÖ Sportvereines Rosenau-Edlbach 
zunächst im Gemeindevorstand beraten wurde. Bei einer Subventionierung von etwa € 700 könnte 
jedoch die Zuständigkeit bereits dem Gemeinderat zufallen. Lt. § 56 der Oö. Gemeindeordnung ist 
der Gemeindevorstand für die Gewährung von Subventionierungen bis zu einem Betrag von 0,05 % 
der Einnahmen des Ordentlichen Haushaltes zuständig. Höhere Subventionierungen fallen in die 
Kompetenz des Gemeinderates. Er möchte daher diese Angelegenheit auch im Gemeinderat 
beraten. Im Gemeindevorstand wäre eine Subventionierung über € 700 als Jahresunterstützung für 
den ASVÖ SV Rosenau-Edlbach vereinbart und vorgeschlagen worden. Dazu liest er das Ansuchen 
des ASVÖ SV Rosenau-Edlbach vom 26. November 2015 vor. 

 
Auch die Gemeinderatsmitglieder sind der Ansicht, man soll für den neu formierten Sportverein 
Rosenau-Edlbach dort weitermachen, wo zuletzt aufgehört wurde und den neuen Vereinsvorstand 
wieder mit jährlich € 700,-- an allgemeiner Subvention unterstützen. Auf Antrag des Vorsitzenden 
wird daher der Beschluss gefasst, die finanzielle Unterstützung, wie vom Gemeindevorstand bereits 
vorgeschlagen, mit € 700 zu bemessen. Der Beschluss wird einstimmig per Handzeichen aller 
Gemeinderatsmitglieder bestätigt. Weiters ergänzt der Vorsitzende, dass ein Gemeindegremium z.B. 
der Gemeindevorstand in Zukunft regelmäßig mit dem Vereinsvorstand Absprechungen wegen 
Terminen und Veranstaltungen machen sollte. 
 

15. Sitzungskalender für den Gemeinderat 2016 
Wie immer soll auch heuer vor Beginn des neuen Jahres der Sitzungskalender des Gemeinderates 
für das kommende Jahr geplant und vereinbart werden. Dazu hat zunächst AL Sölkner eine gleiche 
Anzahl von Sitzungen in denselben Kalenderwochen und auch wiederum jeweils am 
Donnerstagabend als Gesprächsvorlage vorbereitet. In einer offenen Diskussion wird diese Vorlage 
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jedoch bei ein paar Terminen nochmals gemeinsam verändert, sodass zum Schluss des Gespräches 
folgender Sitzungskalender für das Jahr 2016 einstimmig vereinbart wird.  

 
Da AL Sölkner den vereinbarten Sitzungsplan per E-Mail an die Gemeinderatsmitglieder aussenden 
wird, ersucht er um eine Unterzeichnung des Verständigungsnachweises während der nächsten 
Tage im Gemeindeamt. 
 

16. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
Daniela Auerbach, Obfrau des Kultur- und Familienausschuss berichtet von der Austeilung der 
Wickelrucksäcke an die frischgebackenen Mütter Claudia Cibulak und Jutta Zegermacher. Beide 
hatten sich über die Übergabe der Rucksäcke durch ein Gemeinderatsmitglied sehr gefreut. Matthias 
Berger ersucht die Obfrau, auch ihn bei Aktivitäten des Kulturausschusses zu verständigen, da er als 
Ausschussmitglied bei solchen Anlässen gerne dabei wäre. Daniela Auerbach verspricht daher, dies 
beim nächsten Mal zu tun. Sie werde gern mit den Ausschussmitgliedern solche Besuche abstatten. 
Anton Santner als Mitglied des Kulturausschusses ergänzt, dass am 11.12.2015 also morgen die 
Weihnachtsfeier im Altenheim (Besuch ehemaliger Rosenauer durch den Kulturausschuss) 
stattfinden wird.   
Wolfgang Eibl, Bauausschussobmann, berichtet von der Bauausschusssitzung am 03.12.2015 bei 
der eben die Präsentation des Projektes „Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED“ mit der Fa. 
LEDITION vereinbart wurde. Ebenso wurde ein Erstgespräch mit Herrn Atteneder zwecks 
Grundsatzbeschlussfassung zur Errichtung eines Orientierungs- und Leitsystems für Rosenau/Hp., 
wie unter Punkt 2. besprochen, geführt. Auch der heutige Dringlichkeitsantrag des Bürgermeisters für 
die Einleitung des Raumordnungsverfahrens „Änderung der Widmungsgrenze beim Anwesen der 
Fam Brinek“ war Thema im Ausschuss. Auch über eine Nutzungsänderung des Geschäftsgebäudes 
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Rosenau Nr. 97 wurde innerhalb des Bauausschusses diskutiert und dazu vereinbart, über das 
Gemeinderundschreiben eine Befragung für barrierefreie Wohnungen in diesem Gebäude zu 
machen. Weitere Themen bei der Bauausschusssitzung waren die Sportplatzsanierung und die 
Gehsteigerweiterung. 
Jürgen Steinbichler, Tourismus- und Verkehrsausschussobmann, informiert ebenso von der 1. 
Sitzung am 26.11.2015, bei der die Verkehrssituation entlang der Hengstpaßstraße L550 im Bereich 
der Mühlreithsiedlung nochmals behandelt wurde, nachdem Frau Dr. Kalß sich in dieser 
Angelegenheit nochmals an die Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems gewandt hatte. Dabei 
wurde vereinbart, zunächst die 50 km/h-Beschränkung auch auf die Straße als Bodenmarkierung 
nochmals zu kennzeichnen, ehe man mit Verkehrsinseln die Verkehrssituation beruhigen will. Ebenso 
sollten auffällig blinkende Tafeln bei einer Geschwindigkeitsüberschreitung angebracht werden. Zu 
guter Letzt wurde noch über einen Zivilschutzbeauftragten der Gemeinde diskutiert. Dabei will man 
den Kommandanten der Freiwilligen Feuerwehr und Gemeindebauhofbediensteten, Stefan Reiter, mit 
dieser Aufgabe verpflichten.  
 

17. Bericht des Bürgermeisters 
Aufgrund der vorgerückten Zeit, die Sitzung dauert nun schon mehr als 3 Stunden und der Tatsache, 
dass für die Gemeinderatsmitglieder eine Weihnachtsjause im Sportvereinsgebäude vorbereitet 
wurde, kürzt der Bürgermeister seinen Bericht auf die üblichen Weihnachtswünsche. Er wünscht 
allen, die er bis dahin nicht mehr trifft, fröhliche Weihnachten und ein gutes neues Jahr 2016 und lädt 
die Gemeinderatsmitglieder im Anschluss an die Sitzung zu einer bescheidenen Weihnachtsfeier in 
das Sportvereinsgebäude ein. 
 

18. Allfälliges 
Dringlichkeitsantrag: Zunächst wiederholt Bgm. Auerbach den zu Beginn der Sitzung eingebrachten 
Dringlichkeitsantrag und erläutert die Angelegenheit an Hand der vom Ortsplaner zur Verfügung 
gestelten Unterlagen (Stellungnahme und Änderungsplan) 
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Mit einer Verschiebung der Widmungsgrenze Richtung Südosten kann auf dieser Seite ausreichend 
Platz und somit ein ausreichender Abstand zur Widmungsgrenze für die Errichtung eines 
Wintergartens erreicht werden, ohne damit die Widmungsfläche (Dorfgebietswidmung) zu verändern 
müssen. Bgm. Auerbach beantragt daher die Einleitung des Raumordnungsverfahrens gemäß § 36 
Oö. ROG 1994. Sein Antrag wird von allen Gemeinderatsmitgliedern mit einem Zeichen mit der Hand 
bestätigt.  

 
Frau Leopoldine Sanglhuber spricht das Thema „Schnupperticket der ÖBB“ für die Gemeindebürger 
von Rosenau/Hp. nochmals an. Bgm. Auerbach hatte sich bereits schon damit beschäftigt. Da aber 
eine günstige Vermietung des Schnuppertickets nur möglich ist, wenn das Ticket sehr oft oder 
nahezu täglich in Verwendung ist, befürchten er und AL Sölkner, dass das Ticket der Gemeinde 
erhebliche Mehraufwendungen bringt. Er weiß zwar den Preis für das Schnupperticket nicht mehr. 
Die Befassung mit diesem Thema ist zu lange her, jedoch kam damals heraus, dass das 
Schnupperticket zu einem zu hohen Preis vermietet werden müsste. Aber er lädt die 
Gemeinderatsmitglieder, v.a. die Mitglieder des Familienausschuss dazu ein, sich mit der 
Angelegenheit „Schnupperticket der ÖBB für Rosenau/Hp.“ nochmals zu befassen. Seiner Meinung 
nach, ist dies aufgrund der Tatsache, dass es in Rosenau/Hp. ohnehin keinen Bahnanschluss gibt 
und  einer notwendigen Finanzierung des Ticketsverleihs für Rosenau/Hp. kein Thema. Er vergleicht 
das Schnupperticket mit dem Discobus und den Schibus. Beide wurden von Rosenauern kaum 
genutzt und verursachten nur finanzielle Mittel für die Gemeinde. 
Irmgard Gansterer möchte vor Sitzungsende unbedingt erwähnen, dass die Gemeindebuchhalterin, 
Regina Berger,  den Prüfungsausschuss sehr kompetent und sachlich durch die erste 
Prüfungsausschusssitzung mit ihr als Obfrau führte. Bgm. Auerbach möge dieses Lob an Regina 
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Berger weiter geben. Ing. Jürgen Steinbichler ersucht um die Zusendung der Protokolle der 
Gemeinderatssitzungen per email, da das Hineinladen in das Gemeindeintranet aufgrund der 
Datenmenge nicht immer funktioniert.  
Da es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, beendet der Vorsitzende die Gemeinderatssitzung 
um 21.25 Uhr, wünscht allen, die er nicht mehr sieht, ein fröhliches Weihnachtsfest und einen guten 
Rutsch ins neue Jahr. Da er jedoch noch zu einer bescheidenen Weihnachtsjause ins 
Sportvereinsgebäude Rosenau 65 einlädt, nimmt er an, dass seiner Einladung sämtliche 
Gemeinderatsmitglieder folgen und er persönlich noch Weihnachtsgrüße austauschen kann. 
 
 
 
Auerbach Peter 
Bürgermeister    ___________________________ 
 
 
Sölkner Adolf 
Schriftführer     ___________________________ 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 10.12.2015 keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen Einwendungen der 
beigeheftete Beschluss gefasst wurde. 
 
 
Rosenau, 10.03.2016   Der Vorsitzende: 
 
 
      ____________________________ 
 
 
Daniela Auerbach 
GR, Fraktionsobfrau SPÖ   ___________________________ 
 
 
Ing. Jürgen Steinbichler 
GR, Fraktionsobmann ÖVP   ___________________________ 


